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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als § 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als 
1 bis 44… 1 bis 44… 

 45. unteilbare Ladung eine Ladung, die für die Zwecke der Beförderungen 
auf der Straße nicht ohne unverhältnismäßig hohe Kosten oder 
Schadensrisiken in zwei oder mehr Einzelladungen geteilt werden kann 
und die auf Grund ihrer Abmessungen oder Massen nicht von einem 
Fahrzeug, das in jeder Hinsicht den Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
entspricht, befördert werden kann; als unteilbar gelten auch 

 45. unteilbare Ladung eine Ladung, die für die Zwecke der Beförderungen 
auf der Straße nicht ohne unverhältnismäßig hohe Kosten oder 
Schadensrisiken in zwei oder mehr Einzelladungen geteilt werden kann 
und die auf Grund ihrer Abmessungen oder Massen nicht von einem 
Fahrzeug, das in jeder Hinsicht den Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
entspricht, befördert werden kann; als unteilbar gelten auch 

 a) zu einer unteilbaren Ladung gehörende Ballastgewichte und Zubehör, 
sofern dieses 10% des Gewichtes der unteilbaren Ladung nicht 
überschreitet, 

 a) zu einer unteilbaren Ladung gehörende Ballastgewichte und Zubehör, 
sofern dieses 10% des Gewichtes der unteilbaren Ladung nicht 
überschreitet, 

 b) das Ballastgewicht von Kränen;  b) das Ballastgewicht und Zubehör von Kränen; 
§ 4. (1) bis (7)… § 4. (1) bis (7)… 
(7a) Bei Kraftwagen mit Anhängern darf die Summe der Gesamtgewichte 

sowie die Summe der Achslasten 40 000 kg, im Vorlauf- und Nachlaufverkehr 
44 000 kg, und beim Transport von Rundholz aus dem Wald oder bei der 
Sammlung von Rohmilch bis zum nächstgelegenen technisch geeigneten 
Verladebahnhof oder zu einem Verarbeitungsbetrieb, höchstens jedoch 100 km 
Luftlinie, wenn die hintere Achse des Anhängers mit Doppelbereifung oder einer 
der Doppelbereifung gleichwertigen Bereifung ausgerüstet ist oder beide 
Fahrzeuge jeweils mehr als zwei Achsen haben, 44 000 kg nicht überschreiten. 
Die größte Länge von Kraftwagen mit Anhängern darf 18,75 m, von 
Sattelkraftfahrzeugen jedoch 16,5 m nicht überschreiten. Bei 
Sattelkraftfahrzeugen mit einem kranbaren Sattelanhänger darf die Summe der 
Gesamtgewichte sowie die Summe der Achslasten bei Fahrten innerhalb 
Österreichs 41.000 kg nicht überschreiten. Bei Mobilkränen darf auch bei 
höheren als im ersten Satz genannten Gewichten jedenfalls ein Anhänger zum 
Transport eines PKW gezogen werden. 

(7a) Bei Kraftwagen mit Anhängern darf die Summe der Gesamtgewichte 
sowie die Summe der Achslasten 40 000 kg, im Vorlauf- und Nachlaufverkehr 
44 000 kg, und beim Transport von Holz aus dem Wald oder bei der Sammlung 
von Rohmilch bis zum nächstgelegenen technisch geeigneten Verladebahnhof 
oder zu einem Verarbeitungsbetrieb, höchstens jedoch 100 km Luftlinie, wenn die 
hintere Achse des Anhängers mit Doppelbereifung oder einer der 
Doppelbereifung gleichwertigen Bereifung ausgerüstet ist oder beide Fahrzeuge 
jeweils mehr als zwei Achsen haben, 44 000 kg nicht überschreiten. Die größte 
Länge von Kraftwagen mit Anhängern darf 18,75 m, von Sattelkraftfahrzeugen 
jedoch 16,5 m nicht überschreiten. Bei Sattelkraftfahrzeugen mit einem kranbaren 
Sattelanhänger darf die Summe der Gesamtgewichte sowie die Summe der 
Achslasten bei Fahrten innerhalb Österreichs 41.000 kg nicht überschreiten. Bei 
Mobilkränen darf auch bei höheren als im ersten Satz genannten Gewichten 
jedenfalls ein Anhänger zum Transport eines PKW gezogen werden. 

(7b) bis (9)… (7b) bis (9)… 
§ 6. (1) bis (4)… § 6. (1) bis (4)… 
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(5) Bei Krafträdern muss es dem Lenker mit jeder der im Abs. 1 angeführten 
Bremsanlagen möglich sein, auch bei höchster zulässiger Belastung des 
Fahrzeuges, auf allen in Betracht kommenden Steigungen und Gefällen und auch 
beim Ziehen von Anhängern bei jeder Fahrgeschwindigkeit diese, der jeweiligen 
Verkehrslage entsprechend, sicher, schnell und auf eine möglichst geringe 
Entfernung bis zum Stillstand des Fahrzeuges zu verringern und das 
unbeabsichtigte Abrollen des Fahrzeuges auszuschließen. Bei gleichzeitiger 
Betätigung beider Bremsanlagen müssen alle Räder des Fahrzeuges gebremst 
werden können; dies gilt jedoch nicht für das Beiwagenrad bei Motorfahrrädern 
und Motorrädern mit Beiwagen. Bei mehrspurigen Krafträdern muss eine 
Bremsanlage vom Lenkerplatz aus so feststellbar sein, dass mit ihr das Abrollen 
des Fahrzeuges auch bei Abwesenheit des Lenkers durch eine ausschließlich 
mechanische Vorrichtung dauernd verhindert werden kann. Diese Bremsanlage 
gilt als Feststellbremsanlage. 

(5) Bei Krafträdern muss es dem Lenker mit jeder der im Abs. 1 angeführten 
Bremsanlagen möglich sein, auch bei höchster zulässiger Belastung des 
Fahrzeuges, auf allen in Betracht kommenden Steigungen und Gefällen und auch 
beim Ziehen von Anhängern bei jeder Fahrgeschwindigkeit diese, der jeweiligen 
Verkehrslage entsprechend, sicher, schnell und auf eine möglichst geringe 
Entfernung bis zum Stillstand des Fahrzeuges zu verringern und das 
unbeabsichtigte Abrollen des Fahrzeuges auszuschließen. Bei gleichzeitiger 
Betätigung beider Bremsanlagen müssen alle Räder des Fahrzeuges gebremst 
werden können; dies gilt jedoch nicht für das Beiwagenrad bei Motorfahrrädern 
und Motorrädern mit Beiwagen. 

(6) bis (12b)… (6) bis (12b)… 
§ 11. (1) bis (5)… § 11. (1) bis (5)… 
(6) Die Organe der Behörde oder des Bundesministers für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie die von diesen Behörden 
herangezogenen Sachverständigen sind berechtigt, Kraftstoffe auf die Einhaltung 
des Abs. 3 und der aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen zu 
kontrollieren und zu diesem Zwecke Proben in unbedingt erforderlichem Ausmaß 
zu entnehmen und Betriebe und Lagerräume zu betreten. Die Entnahme von 
Proben kann in Betriebsstätten und Standorten des Erzeugers, des Importeurs und 
des Beförderers, an Tankstellen sowie bei der Kontrolle von Fahrzeugen erfolgen. 
Die Probeentnahme ist, außer bei Gefahr im Verzug oder anlässlich einer Lenker- 
oder Fahrzeugkontrolle an Ort und Stelle, während der Betriebszeiten 
vorzunehmen. Betrifft die Probeentnahme Kraftstoffe, die nach den 
zollrechtlichen Vorschriften zollhängig sind, so darf die Kontrolle nur bei einem 
Zollamt oder anlässlich einer Zollamtshandlung vorgenommen werden; in 
Zolllagern ist, während sie für Zollamtshandlungen geöffnet sind, die 
Probeentnahme jederzeit statthaft. 

(6) Die Organe der Behörde oder des Bundesministers für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie sowie die von diesen 
Behörden herangezogenen Sachverständigen sind berechtigt, Kraftstoffe auf die 
Einhaltung des Abs. 3 und der aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen zu kontrollieren und zu diesem Zwecke Proben in unbedingt 
erforderlichem Ausmaß zu entnehmen und Betriebe und Lagerräume zu betreten. 
Die Entnahme von Proben kann in Betriebsstätten und Standorten des Erzeugers, 
des Importeurs und des Beförderers, an Tankstellen sowie bei der Kontrolle von 
Fahrzeugen erfolgen. Die Probeentnahme ist, außer bei Gefahr im Verzug oder 
anlässlich einer Lenker- oder Fahrzeugkontrolle an Ort und Stelle, während der 
Betriebszeiten vorzunehmen. Betrifft die Probeentnahme Kraftstoffe, die nach 
den zollrechtlichen Vorschriften zollhängig sind, so darf die Kontrolle nur bei 
einem Zollamt oder anlässlich einer Zollamtshandlung vorgenommen werden; in 
Zolllagern ist, während sie für Zollamtshandlungen geöffnet sind, die 
Probeentnahme jederzeit statthaft. 

(7) bis (8)… (7) bis (8)… 
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(9) Für die entnommenen Proben gebührt keine Entschädigung. Die mit der 
Probeentnahme und mit der Untersuchung (Überprüfung) verbundenen Kosten 
hat außer im Falle der Probeentnahme aus privaten Fahrzeugtanks derjenige zu 
tragen, auf dessen Rechnung der beprobte Betrieb oder das Fahrzeug im Sinne 
des Abs. 6 geführt wird. Die Kosten sind von der Behörde, der die Beprobung 
zuzurechnen ist, mit Bescheid vorzuschreiben. Der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann die Höhe der Kosten durch 
Verordnung tarifmäßig festlegen. Die eingehobenen Kostenersätze sind 
zweckgebunden für den Aufwand der Probenziehung und Auswertung durch den 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu 
vereinnahmen. Die Kostenersätze werden, soweit dem Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft seit dem 11. Juli 2003 
Auslagen erwachsen sind, rückwirkend zweckgebunden. Eine für weitere 
Untersuchungen ausreichende Referenzmenge der gezogenen Probe ist im Falle 
des Nichtentsprechens der Probe für den Beprobten bis drei Monate nach der 
Verständigung über das Nichtentsprechen bei der Behörde gemäß Abs. 6 bzw. 
beim durch die Behörde herangezogenen Sachverständigen erhältlich. 

(9) Für die entnommenen Proben gebührt keine Entschädigung. Die mit der 
Probeentnahme und mit der Untersuchung (Überprüfung) verbundenen Kosten 
hat außer im Falle der Probeentnahme aus privaten Fahrzeugtanks derjenige zu 
tragen, auf dessen Rechnung der beprobte Betrieb oder das Fahrzeug im Sinne 
des Abs. 6 geführt wird. Die Kosten sind von der Behörde, der die Beprobung 
zuzurechnen ist, mit Bescheid vorzuschreiben. Der Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie kann die 
Höhe der Kosten durch Verordnung tarifmäßig festlegen. Die eingehobenen 
Kostenersätze sind zweckgebunden für den Aufwand der Probenziehung und 
Auswertung durch den Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie zu vereinnahmen. Die Kostenersätze 
werden, soweit dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie seit dem 11. Juli 2003 Auslagen 
erwachsen sind, rückwirkend zweckgebunden. Eine für weitere Untersuchungen 
ausreichende Referenzmenge der gezogenen Probe ist im Falle des 
Nichtentsprechens der Probe für den Beprobten bis drei Monate nach der 
Verständigung über das Nichtentsprechen bei der Behörde gemäß Abs. 6 bzw. 
beim durch die Behörde herangezogenen Sachverständigen erhältlich. 

§ 20. (1) Z 4 lit. c)… § 20. (1) Z 4 lit. c)… 
 d. Feuerwehrfahrzeugen,  d. Feuerwehrfahrzeugen sowie Kommando- und Mannschaftsfahrzeugen 

der Feuerwehr, 
 e) bis j)…  e) bis j)… 
  k) Fahrzeugen der Fernmeldebehörden, die für dringende Einsätze im 

Rahmen der Aufsicht über den ordnungsgemäßen und störungsfreien 
Betrieb von Funkanlagen (§§ 86 ff des 
Telekommunikationsgesetzes 2003, BGBl. I Nr. 73/2003, TKG 2003) 
verwendet werden; 

§ 24. (1) bis (3)… § 24. (1) bis (3)… 
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(4) Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das mit einem 
Fahrtschreiber ausgerüstet sein muss, hat den Fahrtschreiber und dessen 
Antriebseinrichtung (Fahrtschreiberanlage) nach jedem Einbau und jeder 
Reparatur dieser Anlage und nach jeder Änderung der Wegdrehzahl oder des 
wirksamen Reifenumfanges des Kraftfahrzeuges, sonst mindestens einmal 
innerhalb von zwei Jahren seit der letzten Prüfung, durch einen gemäß § 125 
bestellten Sachverständigen oder durch einen hiezu gemäß Abs. 5 Ermächtigten 
prüfen zu lassen, ob Einbau, Zustand, Messgenauigkeit und Arbeitsweise der 
Fahrtschreiberanlage die richtige Wirkung des Fahrtschreibers ergeben. Diese 
Verpflichtung gilt ebenso für den Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das 
mit einem Kontrollgerät im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ausgerüstet 
ist (Anhang I Kapitel VI und Anhang I B Kapitel VI der Verordnung (EU) 
Nr. 165/2014). Beim Austausch oder der Reparatur eines digitalen 
Kontrollgerätes sind alle Daten des Kontrollgerätes von einem gemäß Abs. 5 
Ermächtigten zu speichern und mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren. Die 
gespeicherten Daten sind auf Verlangen dem Zulassungsbesitzer oder dem 
Arbeitgeber des Lenkers, dessen Daten gespeichert sind, zur Verfügung zu stellen 
und dürfen ohne behördliche Anordnung nicht an Dritte weitergegeben werden. 
Ein Nachweis über das Ergebnis der letzten durchgeführten Überprüfung der 
Fahrtschreiberanlage/des Kontrollgerätes ist bei einer Überprüfung (§ 56) oder 
Begutachtung (§ 57a) des Fahrzeuges vorzulegen. § 57 Abs. 9 und § 57a Abs. 1b 
gelten sinngemäß. 

(4) Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das mit einem 
Fahrtschreiber ausgerüstet sein muss, hat den Fahrtschreiber und dessen 
Antriebseinrichtung (Fahrtschreiberanlage) nach jedem Einbau und jeder 
Reparatur dieser Anlage und nach jeder Änderung der Wegdrehzahl oder des 
wirksamen Reifenumfanges des Kraftfahrzeuges, sonst mindestens einmal 
innerhalb von zwei Jahren seit der letzten Prüfung, durch einen gemäß § 125 
bestellten Sachverständigen oder durch einen hiezu gemäß Abs. 5 Ermächtigten 
prüfen zu lassen, ob Einbau, Zustand, Messgenauigkeit und Arbeitsweise der 
Fahrtschreiberanlage die richtige Wirkung des Fahrtschreibers ergeben. Diese 
Verpflichtung gilt ebenso für den Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeuges, das 
mit einem Kontrollgerät im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ausgerüstet 
ist. Beim Austausch oder der Reparatur eines digitalen Kontrollgerätes sind alle 
Daten des Kontrollgerätes von einem gemäß Abs. 5 Ermächtigten zu speichern 
und mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren. Die gespeicherten Daten sind auf 
Verlangen dem Zulassungsbesitzer oder dem Arbeitgeber des Lenkers, dessen 
Daten gespeichert sind, zur Verfügung zu stellen und dürfen ohne behördliche 
Anordnung nicht an Dritte weitergegeben werden. Ein Nachweis über das 
Ergebnis der letzten durchgeführten Überprüfung der Fahrtschreiberanlage/des 
Kontrollgerätes ist bei einer Überprüfung (§ 56) oder Begutachtung (§ 57a) des 
Fahrzeuges vorzulegen. § 57 Abs. 9 und § 57a Abs. 1b gelten sinngemäß. 

(5) bis (11)… (5) bis (11)… 
§ 27. (1)… § 27. (1)… 
(2) An Omnibussen, Lastkraftwagen und Zugmaschinen und an Anhängern 

außer Wohnanhängern müssen an der rechten Außenseite vollständig sichtbar und 
dauernd gut lesbar und unverwischbar das Eigengewicht, das höchste zulässige 
Gesamtgewicht, die höchsten zulässigen Achslasten, bei Lastkraftwagen und 
Anhängern außerdem die höchste zulässige Nutzlast angeschrieben sein. Bei 
Anhängern der Klassen O1 und O2 kann für das höchste zulässige 
Gesamtgewicht auch eine bestimmte Bandbreite angegeben werden. 

(2) An Omnibussen, Lastkraftwagen und Zugmaschinen und an Anhängern 
außer Wohnanhängern, die nicht den in § 27a angeführten Rechtsakten der 
Europäischen Union unterliegen, müssen an der rechten Außenseite vollständig 
sichtbar und dauernd gut lesbar und unverwischbar das Eigengewicht, das 
höchste zulässige Gesamtgewicht, die höchsten zulässigen Achslasten, bei 
Lastkraftwagen und Anhängern außerdem die höchste zulässige Nutzlast 
angeschrieben sein. Bei Anhängern der Klassen O1 und O2 kann für das höchste 
zulässige Gesamtgewicht auch eine bestimmte Bandbreite angegeben werden. 

(3) bis (5)… (3) bis (5)… 
§ 30. (1) bis (4)… § 30. (1) bis (4)… 
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(5) Wird der Verlust eines Typenscheines glaubhaft gemacht, so hat der zur 
Erzeugung der Type des Fahrzeuges Berechtigte, bei ausländischen Erzeugern der 
gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigte, einen neuen Typenschein auszustellen. Er 
darf diesen nur mit Zustimmung der Behörde ausstellen, in deren Sprengel der 
Besitzer des Fahrzeuges seinen Hauptwohnsitz hat. Diese hat die Zustimmung zu 
erteilen, wenn keine Bedenken dagegen bestehen, dass nach dem Fahrzeug nicht 
als gestohlen gefahndet wird. In der Zustimmungserklärung der Behörde hat diese 
auch allfällige Vorbesitzer des Fahrzeuges anzugeben. Diese Vorbesitzer sind 
vom Aussteller in den neuen Duplikat-Typenschein einzutragen. Der neue 
Typenschein darf weiters erst ausgestellt werden, wenn durch eine Abfrage bei 
einer dafür zur Verfügung stehenden Datenbank die Unbedenklichkeit der 
Duplikatausstellung bestätigt worden ist. Stellt der zur Ausstellung des Duplikat-
Typenscheines Berufene fest, dass das Fahrzeug nicht mehr der genehmigten 
Type entspricht, so hat er den Antragsteller auf die sich aus § 33 ergebenden 
Verpflichtungen hinzuweisen und die Behörde zu informieren. Ein für einen in 
Verlust geratenen Typenschein ausgestellter neuer Typenschein muss als solcher 
bezeichnet sein. Der Duplikat-Typenschein darf nach dem Muster ausgestellt 
werden, das zum Zeitpunkt der Genehmigung der Type vorgeschrieben war; bei 
Ausstellung eines Duplikat-Typenscheins müssen keine Genehmigungsdaten in 
die Genehmigungsdatenbank eingegeben werden. Bei Fahrzeugen, die schon 
einmal in Österreich zugelassen waren, zwischenzeitig in einem anderen EU-
Mitgliedstaat zugelassen wurden und deren Typenschein von den Behörden im 
anderen EU-Mitgliedstaat eingezogen oder entwertet wurde und die nunmehr 
wieder in Österreich zugelassen werden sollen, ist gemäß § 30a Abs. 4a 
vorzugehen. 

(5) Wird der Verlust eines Typenscheines glaubhaft gemacht, so hat der zur 
Erzeugung der Type des Fahrzeuges Berechtigte, bei ausländischen Erzeugern der 
gemäß § 29 Abs. 2 Bevollmächtigte, einen neuen Typenschein auszustellen. Er 
darf diesen nur mit Zustimmung der Behörde ausstellen, in deren Sprengel der 
Besitzer des Fahrzeuges seinen Hauptwohnsitz hat. Diese hat die Zustimmung zu 
erteilen, wenn keine Bedenken dagegen bestehen, dass nach dem Fahrzeug nicht 
als gestohlen gefahndet wird. In der Zustimmungserklärung der Behörde hat diese 
auch allfällige Vorbesitzer des Fahrzeuges anzugeben. Diese Vorbesitzer sind 
vom Aussteller in den neuen Duplikat-Typenschein einzutragen. Der neue 
Typenschein darf weiters erst ausgestellt werden, wenn durch eine Abfrage bei 
einer dafür zur Verfügung stehenden Datenbank die Unbedenklichkeit der 
Duplikatausstellung bestätigt worden ist; eine solche Abfrage kann unterbleiben, 
wenn das Fahrzeug bereits vor dem 1. Juli 2007 erstmals zugelassen worden ist. 
Stellt der zur Ausstellung des Duplikat-Typenscheines Berufene fest, dass das 
Fahrzeug nicht mehr der genehmigten Type entspricht, so hat er den Antragsteller 
auf die sich aus § 33 ergebenden Verpflichtungen hinzuweisen und die Behörde 
zu informieren. Ein für einen in Verlust geratenen Typenschein ausgestellter 
neuer Typenschein muss als solcher bezeichnet sein. Der Duplikat-Typenschein 
darf nach dem Muster ausgestellt werden, das zum Zeitpunkt der Genehmigung 
der Type vorgeschrieben war; bei Ausstellung eines Duplikat-Typenscheins 
müssen keine Genehmigungsdaten in die Genehmigungsdatenbank eingegeben 
werden. Bei Fahrzeugen, die schon einmal in Österreich zugelassen waren, 
zwischenzeitig in einem anderen EU-Mitgliedstaat zugelassen wurden und deren 
Typenschein von den Behörden im anderen EU-Mitgliedstaat eingezogen oder 
entwertet wurde und die nunmehr wieder in Österreich zugelassen werden sollen, 
ist gemäß § 30a Abs. 4a vorzugehen. 

(6) bis (7)… (6) bis (7)… 
§ 31. (1) bis (7)… § 31. (1) bis (7)… 
(8) Wird der Verlust eines Bescheides über die Einzelgenehmigung 

glaubhaft gemacht, darf ein Duplikat erst ausgestellt werden, wenn durch eine 
Abfrage bei einer dafür zur Verfügung stehenden Datenbank die 
Unbedenklichkeit der Duplikatausstellung bestätigt worden ist. 

(8) Wird der Verlust eines Bescheides über die Einzelgenehmigung 
glaubhaft gemacht, darf ein Duplikat erst ausgestellt werden, wenn durch eine 
Abfrage bei einer dafür zur Verfügung stehenden Datenbank die 
Unbedenklichkeit der Duplikatausstellung bestätigt worden ist. Eine solche 
Abfrage kann unterbleiben, wenn das Fahrzeug bereits vor dem 1. Juli 2007 
erstmals zugelassen worden ist. 
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§ 40. (1) Über einen Antrag auf Zulassung eines Kraftfahrzeuges oder 
Anhängers zum Verkehr hat, abgesehen von den im Abs. 2 bis 5 angeführten 
Fällen, die Behörde zu entscheiden, in deren örtlichem Wirkungsbereich das 
Fahrzeug seinen dauernden Standort hat. Als dauernder Standort eines 
Fahrzeuges gilt der Hauptwohnsitz des Antragstellers, bei Fahrzeugen von 
Unternehmungen der Ort, von dem aus der Antragsteller über das Fahrzeug 
hauptsächlich verfügt; jedoch gilt 

§ 40. (1) Über einen Antrag auf Zulassung eines Kraftfahrzeuges oder 
Anhängers zum Verkehr hat, abgesehen von den im Abs. 2 bis 5 angeführten 
Fällen, die Behörde zu entscheiden, in deren örtlichem Wirkungsbereich das 
Fahrzeug seinen dauernden Standort hat. Als dauernder Standort eines 
Fahrzeuges gilt der Hauptwohnsitz des Antragstellers, bei Fahrzeugen von 
Unternehmungen der Ort, von dem aus der Antragsteller über das Fahrzeug 
hauptsächlich verfügt und bei Fahrzeugen von Einzelunternehmern je nach 
Beantragung entweder der Hauptwohnsitz oder der Sitz des Unternehmens; 

 a) bis d)…  a) bis d)… 
(2) bis (6)… (2) bis (6)… 
§ 48. (1)… § 48. (1)… 
(1a) Auf Antrag des Bundesministeriums für Inneres dürfen 

Deckkennzeichen auch zur Verwendung für ausländische Polizeifahrzeuge, die 
nicht in Österreich zugelassen sind, zugewiesen werden. Von ausländischen 
Sicherheitsbehörden auf Grund von zwischenstaatlichen Vereinbarungen zur 
Verfügung gestellte Kennzeichen (Deckkennzeichen) dürfen vorübergehend von 
im Inland zugelassenen Fahrzeugen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
verwendet werden. 

(1a) Auf Antrag des Bundesministeriums für Inneres dürfen 
Deckkennzeichen auch zur Verwendung für ausländische Polizeifahrzeuge, die 
nicht in Österreich zugelassen sind, zugewiesen werden. Von ausländischen 
Sicherheitsbehörden auf Grund von zwischenstaatlichen Vereinbarungen zur 
Verfügung gestellte Kennzeichen (Deckkennzeichen) dürfen vorübergehend von 
im Inland zugelassenen Fahrzeugen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
verwendet werden. Sofern der Bundesminister für Inneres zum Abschluss von 
Übereinkommen gemäß Art. 66 Abs. 2 B-VG ermächtigt ist, kann er 
völkerrechtliche Vereinbarungen schließen, welche die wechselseitige 
vorübergehende Zurverfügungstellung von Deckkennzeichen zum Inhalt haben. 

(2) bis (5) (2) bis (5) 
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§ 49. (4) Der Grund der Kennzeichentafeln muss aus rückstrahlendem 
Material bestehen. Bei weißen Kennzeichentafeln, ausgenommen solche gemäß 
Z 5 für Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge, muss am linken 
Rand in einem blauen Feld mit zwölf gelben Sternen das internationale 
Unterscheidungszeichen in weißer Schrift angegeben sein. Zwischen der 
Bezeichnung der Behörde und dem Vormerkzeichen muss das Wappen des 
Bundeslandes angebracht sein, in dem die Behörde ihren Sitz hat; dies gilt nicht 
für Fahrzeuge gemäß § 54 Abs. 3 und Abs. 3a lit. a und b sowie für 
Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge. Bei den in § 40 Abs. 1 lit. a 
angeführten Fahrzeugen tritt an die Stelle des Landeswappens das 
Bundeswappen, bei den zur Verwendung für die Feuerwehr bestimmten 
Fahrzeugen tritt an die Stelle des Landeswappens das Feuerwehr-
Korpsabzeichen. Weiße Kennzeichentafeln (Z 1 und Z 5, ausgenommen solche für 
Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge) müssen an ihrer oberen 
und unteren Kante rot-weiß-rot gerandet sein; Kennzeichentafeln für 
Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge müssen weiß, solche gemäß 
Z 5 grün umrandet sein. Auf Kennzeichentafeln für vorübergehend zugelassene 
Fahrzeuge müssen auf einem roten Streifen am rechten Rand der Tafel in weißer 
Schrift die zwei letzten Ziffern der Jahreszahl des Kalenderjahres angegeben sein, 
in dem die Zulassung erlischt. Kennzeichentafeln müssen dauerhaft und 
widerstandsfähig ausgeführt und mit einer Hohlprägung versehen sein, die das 
Staatswappen mit der Umschrift „Republik Österreich“ und die dem Hersteller 
der Kennzeichentafeln (Abs. 5) vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie zugewiesene Kontrollnummer zeigt. 

§ 49. (4) Der Grund der Kennzeichentafeln muss aus rückstrahlendem 
Material bestehen. Bei weißen Kennzeichentafeln, ausgenommen solchen gemäß 
Z 5 für Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge, und bei roten 
Kennzeichentafeln gemäß Abs. 3 muss am linken Rand in einem blauen Feld mit 
zwölf gelben Sternen das internationale Unterscheidungszeichen in weißer Schrift 
angegeben sein. Zwischen der Bezeichnung der Behörde und dem 
Vormerkzeichen muss das Wappen des Bundeslandes angebracht sein, in dem die 
Behörde ihren Sitz hat; dies gilt nicht für Fahrzeuge gemäß § 54 Abs. 3 und 
Abs. 3a lit. a und b sowie für Motorfahrräder und vierrädrige 
Leichtkraftfahrzeuge. Bei den in § 40 Abs. 1 lit. a angeführten Fahrzeugen tritt an 
die Stelle des Landeswappens das Bundeswappen, bei den zur Verwendung für 
die Feuerwehr bestimmten Fahrzeugen tritt an die Stelle des Landeswappens das 
Feuerwehr-Korpsabzeichen. Bei weißen Kennzeichentafeln, ausgenommen 
solchen gemäß Z 5 für Motorfahrräder und vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge, und 
bei roten Kennzeichentafeln gemäß Abs. 3 muss am linken Rand in einem blauen 
Feld mit zwölf gelben Sternen das internationale Unterscheidungszeichen in 
weißer Schrift angegeben sein. Auf Kennzeichentafeln für vorübergehend 
zugelassene Fahrzeuge müssen auf einem roten Streifen am rechten Rand der 
Tafel in weißer Schrift die zwei letzten Ziffern der Jahreszahl des Kalenderjahres 
angegeben sein, in dem die Zulassung erlischt. Kennzeichentafeln müssen 
dauerhaft und widerstandsfähig ausgeführt und mit einer Hohlprägung versehen 
sein, die das Bundeswappen mit der Umschrift „Republik Österreich“ und die 
dem Hersteller der Kennzeichentafeln (Abs. 5) vom Bundesminister für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 
zugewiesene Kontrollnummer zeigt. 

(4a) bis (5a)… (4a) bis (5a)… 
(5b) Eine Bewilligung nach Abs. 5 ist zu entziehen, wenn die 

Gewerbeberechtigung erloschen ist oder die erforderliche Zuverlässigkeit 
weggefallen ist; sie ist weiters zu entziehen, wenn der Bewilligungsinhaber trotz 
Aufforderung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie 
keinen gewerberechtlichen Geschäftsführer bestellt oder seine Meldepflicht 
gemäß Abs. 5a wiederholt verletzt. Wurde die Bewilligung entzogen, so sind die 
Prägestempel mit dem Staatswappen unverzüglich dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie abzuliefern. Die Ablieferung begründet 
keinen Anspruch auf Entschädigung. 

(5b) Eine Bewilligung nach Abs. 5 ist zu entziehen, wenn die 
Gewerbeberechtigung erloschen ist oder die erforderliche Zuverlässigkeit 
weggefallen ist; sie ist weiters zu entziehen, wenn der Bewilligungsinhaber trotz 
Aufforderung des Bundesministers für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie keinen gewerberechtlichen Geschäftsführer bestellt 
oder seine Meldepflicht gemäß Abs. 5a wiederholt verletzt. Wurde die 
Bewilligung entzogen, so sind die Prägestempel mit dem Bundeswappen 
unverzüglich dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie abzuliefern. Die Ablieferung begründet keinen 
Anspruch auf Entschädigung. 

(5c) bis (8)… (5c) bis (8)… 
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§ 53. Bei Kraftwagen, die zur Verwendung für Fahrten des 
Bundespräsidenten bei feierlichen Anlässen bestimmt sind, dürfen die 
Kennzeichentafeln durch Tafeln mit dem Staatswappen verdeckt oder ersetzt 
sein. Das gleiche gilt bei Besuchen ausländischer Staatsoberhäupter sinngemäß 
auch hinsichtlich der jeweiligen ausländischen Staatswappen für die bei solchen 
Anlässen verwendeten Kraftwagen. 

§ 53. Bei Kraftwagen, die zur Verwendung für Fahrten des 
Bundespräsidenten bei feierlichen Anlässen bestimmt sind, dürfen die 
Kennzeichentafeln durch Tafeln mit dem Bundeswappen verdeckt oder ersetzt 
sein. Das gleiche gilt bei Besuchen ausländischer Staatsoberhäupter sinngemäß 
auch hinsichtlich der jeweiligen ausländischen Staatswappen für die bei solchen 
Anlässen verwendeten Kraftwagen. 

§ 54. (1) Standarten, Flaggen und Wimpel in den Farben der Republik 
Österreich mit dem Staatswappen dürfen nur bei offiziellen Anlässen geführt 
werden und nur an Kraftwagen, die zur Verwendung für Fahrten des 
Bundespräsidenten, der Präsidenten des Nationalrates, des Vorsitzenden des 
Bundesrates, der übrigen Abgeordneten zum Nationalrat, der übrigen Mitglieder 
des Bundesrates, der Mitglieder der Bundesregierung, der Staatssekretäre, der 
Landeshauptmänner oder Präsidenten oder Vizepräsidenten des Rechnungshofes, 
des Verfassungsgerichtshofes, des Verwaltungsgerichtshofes oder des Obersten 
Gerichtshofes bestimmt sind. Das Führen dieser Standarten, Flaggen und Wimpel 
vorne am Fahrzeug in der Mitte ist nur bei Fahrten des Bundespräsidenten sowie 
bei Fahrten mit Kraftwagen des Bundespräsidenten bei feierlichen Anlässen 
zulässig. 

§ 54. (1) Standarten, Flaggen und Wimpel in den Farben der Republik 
Österreich mit dem Bundeswappen dürfen nur bei offiziellen Anlässen geführt 
werden und nur an Kraftwagen, die zur Verwendung für Fahrten des 
Bundespräsidenten, der Präsidenten des Nationalrates, des Vorsitzenden des 
Bundesrates, der übrigen Abgeordneten zum Nationalrat, der übrigen Mitglieder 
des Bundesrates, der Mitglieder der Bundesregierung, der Staatssekretäre, der 
Landeshauptmänner oder Präsidenten oder Vizepräsidenten des Rechnungshofes, 
des Verfassungsgerichtshofes, des Verwaltungsgerichtshofes oder des Obersten 
Gerichtshofes bestimmt sind. Das Führen dieser Standarten, Flaggen und Wimpel 
vorne am Fahrzeug in der Mitte ist nur bei Fahrten des Bundespräsidenten sowie 
bei Fahrten mit Kraftwagen des Bundespräsidenten bei feierlichen Anlässen 
zulässig. 

(2) bis (4)… (2) bis (4)… 
§ 57c. (1) bis (4a)… § 57c. (1) bis (4a)… 
(4b) Wird in der Begutachtungsplakettendatenbank ein Gutachten gemäß 

§ 57a gespeichert, das einen Mangel mit Gefahr in Verzug enthält, so ist von der 
Begutachtungsplakettendatenbank unverzüglich die Behörde, in deren örtlichem 
Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, zu verständigen. 

(4b) Wird in der Begutachtungsplakettendatenbank ein Gutachten gemäß 
§ 57a gespeichert, das einen Mangel mit Gefahr in Verzug enthält, so ist von der 
Begutachtungsplakettendatenbank im Wege der Gemeinschaftseinrichtung der 
zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer 
unverzüglich die Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug 
zugelassen ist, zu verständigen. 

(4c)… (4c)… 
(4d) Wird in der Begutachtungsplakettendatenbank ein Gutachten gemäß 

§ 57a gespeichert, das eine Nichteinhaltung der zeitlichen Fahrbeschränkungen 
bei einem historischen Fahrzeug aufweist, so ist von der 
Begutachtungsplakettendatenbank unverzüglich die Behörde, in deren örtlichem 
Wirkungsbereich das Fahrzeug zugelassen ist, zu verständigen. 

(4d) Wird in der Begutachtungsplakettendatenbank ein Gutachten gemäß 
§ 57a gespeichert, das eine Nichteinhaltung der zeitlichen Fahrbeschränkungen 
bei einem historischen Fahrzeug aufweist, so ist von der 
Begutachtungsplakettendatenbank im Wege der Gemeinschaftseinrichtung der 
zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer 
unverzüglich die Behörde, in deren örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug 
zugelassen ist, zu verständigen. 

(5) bis (10)… (5) bis (10)… 
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§ 82. (1) bis (4) … § 82. (1) bis (4) … 
 (4a) Einer Kennzeichentafel gemäß § 49 Abs. 4 Z 5 gleichwertige, durch 

Gesetz oder behördlich festgelegte und klar erkennbare Kennzeichnungen wie 
insbesondere Kennzeichen oder Kennzeichnungsplaketten von nicht im Inland 
zugelassenen Kraftfahrzeugen mit reinem Elektroantrieb oder mit Wasserstoff-
Brennstoffzellenantrieb gemäß den Vorschriften anderer Staaten gelten als 
Kennzeichnung gemäß § 49 Abs. 4 Z 5, wenn aus der jeweiligen Kennzeichnung 
oder aus beizubringenden Nachweisen hervorgeht, dass es sich um ein 
Kraftfahrzeug mit reinem Elektroantrieb oder mit Wasserstoff-
Brennstoffzellenantrieb im Sinne des § 49 Abs. 4 Z 5 handelt. 

(5) bis (9) … (5) bis (9) … 
§ 96. (1) Kraftfahrzeuge mit einer Bauartgeschwindigkeit von nicht mehr als 

10 km/h und mit solchen Kraftfahrzeugen gezogene Anhänger (§ 1 Abs. 2 lit. a) 
dürfen auf Straßen mit öffentlichem Verkehr nur verwendet werden, wenn durch 
ihre Bauart und Ausrüstung dauernd gewährleistet ist, daß durch ihr 
Betriebsgeräusch während ihrer Verwendung kein übermäßiger Lärm verursacht 
werden kann, und hinten am Fahrzeug eine weiße Tafel mit der dauernd gut 
lesbaren und unverwischbaren Aufschrift „10 km“ in schwarzer Farbe vollständig 
sichtbar angebracht ist. 

§ 96. (1) Kraftfahrzeuge mit einer Bauartgeschwindigkeit von nicht mehr als 
10 km/h und mit solchen Kraftfahrzeugen gezogene Anhänger (§ 1 Abs. 2 lit. a) 
dürfen auf Straßen mit öffentlichem Verkehr nur verwendet werden, wenn durch 
ihre Bauart und Ausrüstung dauernd gewährleistet ist, dass durch ihr 
Betriebsgeräusch während ihrer Verwendung kein übermäßiger Lärm verursacht 
werden kann, und hinten am Fahrzeug eine weiße Tafel mit der dauernd gut 
lesbaren und unverwischbaren Aufschrift „10 km“ in schwarzer Farbe vollständig 
sichtbar angebracht ist. Solche Fahrzeuge können auch ohne Platz für einen 
Lenker ausgeführt sein. In diesen Fällen hat die Bedienung mittels Fernsteuerung 
durch eine Person zu erfolgen, die sich in der Nähe des Fahrzeuges aufhalten 
muss, um allfällige Gefahrensituationen rechtzeitig erkennen zu können. Diese 
Person gilt als Lenker des Fahrzeuges. Es muss jederzeit möglich sein, das 
Fahrzeug mittels eines Notschalters zum Stillstand zu bringen. 

  
(2) bis (7)… (2) bis (7)… 
§ 97. (1) bis (2)… § 97. (1) bis (2)… 
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(3) Heeresfahrzeuge sind von der Bewilligungspflicht gemäß §§ 39, 101 
Abs. 5 und 104 Abs. 9 ausgenommen. Sondertransporte mit Heeresfahrzeugen 
werden unter Beachtung des § 40 Abs. 5 nach den vom Bundesminister für 
Landesverteidigung und Sport entwickelten Regeln für Transportabsicherung und 
Transportbegleitung durchgeführt. Dabei sind zivile Fahrzeuge, welche Zwecken 
des Bundesheeres dienen, sowie ausländische Militärfahrzeuge im Rahmen 
gemeinsam mit dem Bundesheer durchzuführender Einsätze, Übungen oder 
Ausbildungsmaßnahmen gleichgestellt. 

(3) Heeresfahrzeuge sind von der Bewilligungspflicht gemäß §§ 39, 101 
Abs. 5 und 104 Abs. 9 ausgenommen. Sondertransporte mit Heeresfahrzeugen 
werden unter Beachtung des § 40 Abs. 5 nach den vom Bundesminister für 
Landesverteidigung und Sport entwickelten Regeln für Transportabsicherung und 
Transportbegleitung durchgeführt. Dabei sind zivile Fahrzeuge, welche Zwecken 
des Bundesheeres dienen, sowie ausländische Militärfahrzeuge, welche im 
Rahmen gemeinsam mit dem Bundesheer durchzuführender Einsätze, Übungen 
oder Ausbildungsmaßnahmen, in Durchführung von Maßnahmen der 
Friedenssicherung im Rahmen der Vereinten Nationen, der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa oder der Europäischen Union auf 
Grund eines Beschlusses im Rahmen der gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik oder auf Grundlage völkerrechtlicher Vereinbarungen 
eingesetzt werden, Heeresfahrzeugen gleichgestellt. 

§ 98a. (1) bis (2)… § 98a. (1) bis (2)… 
(3) Werden die in Abs. 1 beschriebenen Geräte oder Gegenstände an oder in 

Fahrzeugen entdeckt, so sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder 
der Straßenaufsicht berechtigt, Zwangsmaßnahmen zur Verhinderung der 
Weiterfahrt zu setzen, bis diese Geräte oder Gegenstände ausgebaut sind. Diese 
Geräte oder Gegenstände sind für verfallen zu erklären. 

(3) Werden die in Abs. 1 beschriebenen Geräte oder Gegenstände an oder in 
Fahrzeugen entdeckt, so sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder 
der Straßenaufsicht berechtigt, Zwangsmaßnahmen zur Verhinderung der 
Weiterfahrt zu setzen, bis diese Geräte oder Gegenstände ausgebaut sind. 

 (4) Abs. 1 bis 3 gelten auch für Gerätekomponenten der in Abs. 1 
beschriebenen Geräte oder Gegenstände. 

§ 99. (1) bis (6) lit. i)… § 99. (1) bis (6) lit. i)… 
 j) die im Eich- und Vermessungswesen oder die zur Pannenhilfe 

verwendet werden, jedoch nur während des Stillstehens des 
Fahrzeuges, 

 j) die zur Pannenhilfe verwendet werden, jedoch nur während des 
Stillstehens des Fahrzeuges, 

 k) bis n)…  k) bis n)… 
 o) die zur Absicherung von Teilnehmern an behördlich bewilligten 

Sportveranstaltungen auf der Straße verwendet werden. 
 o) die zur Absicherung von Teilnehmern an behördlich bewilligten 

Sportveranstaltungen auf der Straße verwendet werden und 
  p) die im Eich- und Vermessungswesen verwendet werden, sowohl 

während des Stillstehens des Fahrzeuges als auch während der Fahrt 
in Schrittgeschwindigkeit. 

(7) bis (8)… (7) bis (8)… 
§ 102. (1)…. § 102. (1)…. 
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(1a) Lenker von Lastkraftwagen und Sattelzugfahrzeugen mit einem 
Eigengewicht von mehr als 3 500 kg oder von Omnibussen haben dafür zu 
sorgen, dass der Wegstreckenmesser und der Fahrtschreiber auf Fahrten in 
Betrieb sind und dass im Fahrtschreiber ein geeignetes, ordnungsgemäß 
ausgefülltes Schaublatt eingelegt ist. Es darf pro Person und pro Einsatzzeit im 
Sinne des § 16 Arbeitszeitgesetz, BGBl. Nr. 461/1969, nur ein Schaublatt im 
Fahrtschreiber eingelegt sein, in das der Name des Lenkers einzutragen ist. Die 
Schaublätter, handschriftlichen Aufzeichnungen und die in der Verordnung (EU) 
Nr. 165/2014 vorgesehenen Ausdrucke aus einem digitalen Kontrollgerät des 
laufenden Tages und der vorausgehenden 28 Tage sowie die Fahrerkarte sind 
mitzuführen. Fehlen auf der Fahrerkarte einzelne Arbeitstage oder werden für 
einzelne Arbeitstage keine Schaublätter mitgeführt, so sind für diese Tage 
entsprechende Bestätigungen des Arbeitgebers, die den Mindestanforderungen 
des von der Kommission gemäß Artikel 11 Abs. 3 der Richtlinie 2006/22/EG 
erstellten Formblattes entsprechen müssen, mitzuführen. Die Lenker haben auf 
Verlangen der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der 
Straßenaufsicht diesen das Schaublatt des Fahrtschreibers oder des 
Kontrollgerätes gemäß der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 sowie die 
mitgeführten Schaublätter, handschriftlichen Aufzeichnungen, die in der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vorgesehenen Ausdrucke aus dem digitalen 
Kontrollgerät für Zeiträume, in denen ein Fahrzeug mit digitalem Kontrollgerät 
gelenkt worden ist, und die Fahrerkarte sowie allfällige Bestätigungen über 
lenkfreie Tage auszuhändigen. Hierüber ist dem Lenker eine Bestätigung 
auszustellen. Ist das Fahrzeug mit einem digitalen Kontrollgerät ausgerüstet, so 
gelten die Bestimmungen des § 102a. 

(1a) Lenker von Lastkraftwagen und Sattelzugfahrzeugen mit einem 
Eigengewicht von mehr als 3 500 kg oder von Omnibussen haben dafür zu 
sorgen, dass der Wegstreckenmesser und der Fahrtschreiber auf Fahrten in 
Betrieb sind und dass im Fahrtschreiber ein geeignetes, ordnungsgemäß 
ausgefülltes Schaublatt eingelegt ist. Es darf pro Person und pro Einsatzzeit im 
Sinne des § 16 Arbeitszeitgesetz, BGBl. Nr. 461/1969, nur ein Schaublatt im 
Fahrtschreiber eingelegt sein, in das der Name des Lenkers einzutragen ist. Die 
Schaublätter, handschriftlichen Aufzeichnungen und die in der Verordnung (EU) 
Nr. 165/2014 vorgesehenen Ausdrucke aus einem digitalen Kontrollgerät des 
laufenden Tages und der vorausgehenden 28 Tage sowie die Fahrerkarte sind 
mitzuführen. Fehlen auf der Fahrerkarte einzelne Arbeitstage oder werden für 
einzelne Arbeitstage keine Schaublätter mitgeführt, so sind für diese Tage 
entsprechende Bestätigungen des Arbeitgebers, die den Mindestanforderungen 
des von der Kommission gemäß Artikel 11 Abs. 3 der Richtlinie 2006/22/EG 
erstellten Formblattes entsprechen müssen, mitzuführen. Die Lenker haben auf 
Verlangen der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder der 
Straßenaufsicht diesen das Schaublatt des Fahrtschreibers oder des 
Kontrollgerätes gemäß der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 sowie die 
mitgeführten Schaublätter, handschriftlichen Aufzeichnungen, die in der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vorgesehenen Ausdrucke aus dem digitalen 
Kontrollgerät für Zeiträume, in denen ein Fahrzeug mit digitalem Kontrollgerät 
gelenkt worden ist, und die Fahrerkarte sowie allfällige Bestätigungen über 
lenkfreie Tage auszuhändigen. Hierüber ist dem Lenker eine Bestätigung 
auszustellen; diese Bestätigung kann auch in elektronischer Form ausgestellt und 
übermittelt werden. Ist das Fahrzeug mit einem digitalen Kontrollgerät 
ausgerüstet, so gelten die Bestimmungen des § 102a. 

(1b) bis (2)… (1b) bis (2)… 
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(3) Der Lenker muß die Handhabung und Wirksamkeit der 
Betätigungsvorrichtungen des von ihm gelenkten Kraftfahrzeuges kennen. Ist er 
mit ihrer Handhabung und Wirksamkeit noch nicht vertraut, so darf er das 
Fahrzeug nur mit besonderer Vorsicht lenken. Er muß die Lenkvorrichtung 
während des Fahrens mit mindestens einer Hand festhalten und muß beim Lenken 
Auflagen, unter denen ihm die Lenkberechtigung erteilt wurde, erfüllen. Er hat 
sich im Verkehr der Eigenart des Kraftfahrzeuges entsprechend zu verhalten. 
Während des Fahrens ist dem Lenker das Telefonieren ohne Benützung einer 
Freisprecheinrichtung sowie jegliche andere Verwendung des Mobiltelefons, 
ausgenommen als Navigationssystem, sofern es im Wageninneren befestigt ist, 
verboten. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat unter 
Bedachtnahme auf die Verkehrssicherheit und den Stand der Technik durch 
Verordnung die näheren Vorschriften bezüglich der Anforderungen für 
Freisprecheinrichtungen festzulegen. Freisprecheinrichtungen müssen den 
Anforderungen der Produktsicherheitsbestimmungen für Freisprecheinrichtungen 
entsprechen. 

(3) Der Lenker muss die Handhabung und Wirksamkeit der 
Betätigungsvorrichtungen des von ihm gelenkten Kraftfahrzeuges kennen. Ist er 
mit ihrer Handhabung und Wirksamkeit noch nicht vertraut, so darf er das 
Fahrzeug nur mit besonderer Vorsicht lenken. Er muss die Lenkvorrichtung 
während des Fahrens mit mindestens einer Hand festhalten. Er hat sich im 
Verkehr der Eigenart des Kraftfahrzeuges entsprechend zu verhalten. Während 
des Fahrens ist dem Lenker das Telefonieren ohne Benützung einer 
Freisprecheinrichtung sowie jegliche andere Verwendung des Mobiltelefons, 
ausgenommen als Navigationssystem, sofern es im Wageninneren befestigt ist, 
verboten. Der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie hat unter Bedachtnahme auf die Verkehrssicherheit 
und den Stand der Technik durch Verordnung die näheren Vorschriften bezüglich 
der Anforderungen für Freisprecheinrichtungen festzulegen. 
Freisprecheinrichtungen müssen den Anforderungen der 
Produktsicherheitsbestimmungen für Freisprecheinrichtungen entsprechen. 

(3a) bis (3b)… (3a) bis (3b)… 
(4) Der Lenker darf mit dem von ihm gelenkten Kraftfahrzeug und einem 

mit diesem gezogenen Anhänger nicht ungebührlichen Lärm, ferner nicht mehr 
Rauch, üblen Geruch oder schädliche Luftverunreinigungen verursachen, als bei 
ordnungsgemäßem Zustand und sachgemäßem Betrieb des Fahrzeuges 
unvermeidbar ist. Beim Anhalten in einem Tunnel ist der Fahrzeugmotor, sofern 
mit diesem nicht auch andere Maschinen betrieben werden, unverzüglich 
abzustellen. „Warmlaufenlassen“ des Motors stellt jedenfalls eine vermeidbare 
Luftverunreinigung dar. 

(4) Der Lenker darf mit dem von ihm gelenkten Kraftfahrzeug und einem 
mit diesem gezogenen Anhänger nicht ungebührlichen Lärm, ferner nicht mehr 
Rauch, üblen Geruch oder schädliche Luftverunreinigungen verursachen, als bei 
ordnungsgemäßem Zustand und sachgemäßem Betrieb des Fahrzeuges 
unvermeidbar ist. Beim Anhalten in einem Tunnel ist der Fahrzeugmotor, sofern 
mit diesem nicht auch andere Maschinen betrieben werden, unverzüglich 
abzustellen. „Warmlaufenlassen“ des Motors stellt jedenfalls eine vermeidbare 
Luftverunreinigung dar. Weiters stellt das Betreiben von Verbrennungsmotoren 
zur Ladegutkühlung von klimatisierten Fahrzeugen auf Raststationen und 
Rastplätzen eine vermeidbare Luftverunreinigung dar, sofern am jeweiligen 
Standort Strom-Terminals zur Versorgung der klimatisierten Fahrzeuge mit 
elektrischem Strom in ausreichender Zahl vorhanden und verfügbar sind und die 
Verwendung des Strom-Terminals fahrzeugseitig möglich ist. 

(5) bis (11d)… (5) bis (11d)… 
(12) d)… (12) d)… 

 e) des § 102 Abs. 3, wenn durch die Nichterfüllung von Auflagen die 
Verkehrssicherheit gefährdet wird, 

 

§ 102a. (1) bis (3)… § 102a. (1) bis (3)… 
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(4) Lenker von Kraftfahrzeugen, die mit einem digitalen Kontrollgerät im 
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ausgerüstet sind, haben sich bei der 
Bedienung des Kontrollgerätes an die Bedienungsanleitung des Kontrollgerätes 
zu halten. Sie haben dafür zu sorgen, dass das Kontrollgerät auf Fahrten in 
Betrieb ist und dass ihre Fahrerkarte im Kontrollgerät verwendet wird. Die 
Lenker haben auf Verlangen der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder 
der Straßenaufsicht die in der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vorgesehenen 
Ausdrucke, die Fahrerkarte und die mitgeführten Schaublätter des laufenden 
Tages und der vorausgehenden 28 Tage, falls sie in dieser Zeit ein Fahrzeug 
gelenkt haben, das mit einem analogen Kontrollgerät ausgerüstet ist, 
auszuhändigen. Hierüber ist dem Lenker eine Bestätigung auszustellen. Fehlen 
auf der Fahrerkarte einzelne Arbeitstage und werden dafür auch keine 
Schaublätter mitgeführt, so sind für diese Tage entsprechende Bestätigungen des 
Arbeitgebers, die den Mindestanforderungen des von der Kommission gemäß 
Artikel 11 Abs. 3 der Richtlinie 2006/22/EG erstellten Formblattes entsprechen 
müssen, mitzuführen und bei Kontrollen auszuhändigen. 

(4) Lenker von Kraftfahrzeugen, die mit einem digitalen Kontrollgerät im 
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 ausgerüstet sind, haben sich bei der 
Bedienung des Kontrollgerätes an die Bedienungsanleitung des Kontrollgerätes 
zu halten. Sie haben dafür zu sorgen, dass das Kontrollgerät auf Fahrten in 
Betrieb ist und dass ihre Fahrerkarte im Kontrollgerät verwendet wird. Die 
Lenker haben auf Verlangen der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder 
der Straßenaufsicht die in der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 vorgesehenen 
Ausdrucke, die Fahrerkarte und die mitgeführten Schaublätter des laufenden 
Tages und der vorausgehenden 28 Tage, falls sie in dieser Zeit ein Fahrzeug 
gelenkt haben, das mit einem analogen Kontrollgerät ausgerüstet ist, 
auszuhändigen. Hierüber ist dem Lenker eine Bestätigung auszustellen; diese 
Bestätigung kann auch in elektronischer Form ausgestellt und übermittelt 
werden. Fehlen auf der Fahrerkarte einzelne Arbeitstage und werden dafür auch 
keine Schaublätter mitgeführt, so sind für diese Tage entsprechende 
Bestätigungen des Arbeitgebers, die den Mindestanforderungen des von der 
Kommission gemäß Artikel 11 Abs. 3 der Richtlinie 2006/22/EG erstellten 
Formblattes entsprechen müssen, mitzuführen und bei Kontrollen auszuhändigen. 

(4a) bis (9)… (4a) bis (9)… 
§ 102c. Die Bundesrechenzentrum GmbH übernimmt die Aufgaben der 

österreichischen Zertifizierungsstelle gemäß Verordnung (EU) Nr. 165/2014, 
Anhang I B Anlage 11 Z 3. 

§ 102c. Die Bundesrechenzentrum GmbH übernimmt die Aufgaben der 
österreichischen Zertifizierungsstelle gemäß Verordnung (EU) Nr. 165/2014. 

§ 109. (1) f)… § 109. (1) f)… 
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 g) seit mindestens drei Jahren eine Lenkberechtigung für die Klassen von 
Kraftfahrzeugen besitzen für die Lenker ausgebildet werden sollen 
und glaubhaft machen, dass sie mindestens ein Jahr lang Fahrzeuge 
dieser Klassen tatsächlich gelenkt haben und je ein Lehrplanseminar 
pro Klasse bei den zur Ausbildung von Fahrschullehrern ermächtigten 
Einrichtungen absolviert haben. Dieses Lehrplanseminar ist nicht 
erforderlich für die Klasse F und bei Personen, die bereits über eine 
Fahrpraxis von mindestens drei Jahren mit den jeweils in Frage 
kommenden Fahrzeugen verfügen. Sie dürfen nicht wegen schwerer 
Verstöße gegen kraftfahrrechtliche oder straßenpolizeiliche 
Vorschriften bestraft worden sein. Bei Bewerbern um eine 
Fahrschulbewilligung für die Klasse D ist jedoch nur eine Lenkpraxis 
mit Fahrzeugen der Klasse C, sofern sie nicht auch in eine andere 
Klasse fallen, erforderlich, und umgekehrt ersetzt eine Lenkpraxis auf 
Fahrzeugen der Klasse D eine solche auf Fahrzeugen der Klasse C für 
Bewerber um eine Fahrschulbewilligung der Klasse C; 

 g) seit mindestens drei Jahren eine Lenkberechtigung für die Klassen von 
Kraftfahrzeugen besitzen für die Lenker ausgebildet werden sollen 
und glaubhaft machen, dass sie mindestens ein Jahr lang Fahrzeuge 
dieser Klassen tatsächlich gelenkt haben und je ein Lehrplanseminar 
pro Klasse bei den zur Ausbildung von Fahrschullehrern ermächtigten 
Einrichtungen absolviert haben. Dieses Lehrplanseminar ist nicht 
erforderlich für die Klasse F und bei Personen, die bereits über eine 
Fahrpraxis von mindestens drei Jahren mit den jeweils in Frage 
kommenden Fahrzeugen verfügen. Sie dürfen nicht wegen schwerer 
Verstöße gegen kraftfahrrechtliche oder straßenpolizeiliche 
Vorschriften bestraft worden sein. Bei Bewerbern um eine 
Fahrschulbewilligung für die Klasse D ist jedoch nur eine Lenkpraxis 
mit Fahrzeugen der Klasse C, sofern sie nicht auch in eine andere 
Klasse fallen, erforderlich, und umgekehrt ersetzt eine Lenkpraxis auf 
Fahrzeugen der Klasse D eine solche auf Fahrzeugen der Klasse C für 
Bewerber um eine Fahrschulbewilligung der Klasse C und 

 h) glaubhaft machen, daß sie innerhalb der letzten zehn Jahre mindestens 
fünf Jahre, für Besitzer eines in der lit. e angeführten Diplome drei 
Jahre lang als Fahrschullehrer die für das Ausbilden von Lenkern 
erforderlichen Erfahrungen auf dem Gebiete des Kraftfahrwesens 
erworben haben, und die 

 h) glaubhaft machen, dass sie innerhalb der letzten zehn Jahre 
mindestens fünf Jahre, für Besitzer eines in der lit. e angeführten 
Diplome drei Jahre lang als Fahrschullehrer die für das Ausbilden von 
Lenkern erforderlichen Erfahrungen auf dem Gebiete des 
Kraftfahrwesens erworben haben. 

(2) bis (9)… (2) bis (9)… 
§ 112. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Genehmigung für den 

Betrieb einer Fahrschule zu erteilen, wenn die erforderlichen Räume, Lehrbehelfe 
und Schulfahrzeuge vorhanden sind und diese und die Bezeichnung der 
Fahrschule den Bestimmungen des Abs. 3 entsprechen. Vor der Erteilung dieser 
Betriebsgenehmigung sind die Schulräume, Schulfahrzeuge und Lehrbehelfe zu 
überprüfen. 

§ 112. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Genehmigung für den 
Betrieb einer Fahrschule zu erteilen, wenn die erforderlichen Räume, Lehrbehelfe 
und Schulfahrzeuge vorhanden sind und diese den Bestimmungen des Abs. 3 
entsprechen. Vor der Erteilung dieser Betriebsgenehmigung sind die Schulräume, 
Schulfahrzeuge und Lehrbehelfe zu überprüfen. In der Bezeichnung der 
Fahrschule ist jedenfalls der Familienname des Fahrschulbesitzers anzuführen. 
Diese Bezeichnung der Fahrschule ist jedenfalls im Geschäftsverkehr zu 
verwenden. Bei Aufschriften an Schulfahrzeugen oder bei Werbeauftritten kann 
der Name des Fahrschulbesitzers auch weggelassen werden. 

(2)… (2)… 
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(3) Schulfahrzeuge müssen hinsichtlich ihrer Bauart, ihrer Abmessungen, 
ihrer höchsten zulässigen Gesamtgewichte und Achslasten und ihrer Ausrüstung 
den allgemein im Verkehr verwendeten Fahrzeugen der in Betracht kommenden 
Klasse oder Unterklasse (Anm. 1) (§ 2 FSG) entsprechen; dies gilt nicht für 
Fahrzeuge zur Ausbildung von körperbehinderten Fahrschülern. Bei 
Schulkraftwagen muss es vom Platz neben dem Lenkerplatz aus möglich sein, auf 
die Fahrweise des Fahrschülers hinreichend Einfluss zu nehmen und die 
Betriebsbremsanlage zu betätigen. In der Bezeichnung der Fahrschule ist 
jedenfalls der Familienname des Fahrschulbesitzers anzuführen. 

(3) Schulfahrzeuge müssen hinsichtlich ihrer Bauart, ihrer Abmessungen, 
ihrer höchsten zulässigen Gesamtgewichte und Achslasten und ihrer Ausrüstung 
den allgemein im Verkehr verwendeten Fahrzeugen der in Betracht kommenden 
Klasse oder Unterklasse (Anm. 1) (§ 2 FSG) entsprechen; dies gilt nicht für 
Fahrzeuge zur Ausbildung von körperbehinderten Fahrschülern. Bei 
Schulkraftwagen muss es vom Platz neben dem Lenkerplatz aus möglich sein, auf 
die Fahrweise des Fahrschülers hinreichend Einfluss zu nehmen und die 
Betriebsbremsanlage zu betätigen. 

(4)… (4)… 
§ 114. (1)… § 114. (1)… 

 (1a) Wenn eine Lehrperson in mehreren Fahrschulen desselben Inhabers 
innerhalb eines Behördensprengels tätig ist, so muss nicht für jeden 
Fahrschulstandort ein eigener Fahrlehrerausweis ausgestellt werden, sondern es 
reicht ein Ausweis, in den alle in Betracht kommenden Fahrschulen eingetragen 
werden. 

(2)… (2)… 
(3) Für Schulfahrten verwendete Fahrzeuge müssen durch am Fahrzeug 

angebrachte Tafeln mit dem Buchstaben „L“ in vollständig sichtbarer und 
dauernd gut lesbarer und unverwischbarer weißer Schrift auf blauem Grund sowie 
durch am Fahrzeug angebrachte Tafeln mit der vollständig sichtbaren und 
dauernd gut lesbaren und unverwischbaren Aufschrift „Fahrschule“ in schwarzer 
Schrift auf gelbem Grund aus beiden Fahrtrichtungen anderen Straßenbenützern 
als für Schulfahrten verwendete Fahrzeuge erkennbar sein; die Aufschrift 
„Fahrschule“ darf durch zusätzliche Angaben über die Fahrschule ergänzt sein. 
Bei Motorrädern können die vorgeschriebenen Aufschriften statt auf dem 
Fahrzeug auch über der Kleidung des Fahrschülers und des Lehrenden angebracht 
sein. Die Bezeichnung der Fahrschule muß dem gemäß § 112 Abs. 1 genehmigten 
Wortlaut entsprechen. 

(3) Für Schulfahrten verwendete Fahrzeuge müssen durch am Fahrzeug 
angebrachte Tafeln mit dem Buchstaben „L“ in vollständig sichtbarer und 
dauernd gut lesbarer und unverwischbarer weißer Schrift auf blauem Grund sowie 
durch am Fahrzeug angebrachte Tafeln mit der vollständig sichtbaren und 
dauernd gut lesbaren und unverwischbaren Aufschrift „Fahrschule“ in schwarzer 
Schrift auf gelbem Grund aus beiden Fahrtrichtungen anderen Straßenbenützern 
als für Schulfahrten verwendete Fahrzeuge erkennbar sein; die Aufschrift 
„Fahrschule“ darf durch zusätzliche Angaben über die Fahrschule ergänzt sein. 
Bei Motorrädern können die vorgeschriebenen Aufschriften statt auf dem 
Fahrzeug auch über der Kleidung des Fahrschülers und des Lehrenden angebracht 
sein. Die Bezeichnung der Fahrschule muss dem gemäß § 112 Abs. 1 
genehmigten Wortlaut entsprechen, wobei der Name des Fahrschulbesitzers 
weggelassen werden kann. 

(4) bis (7)… (4) bis (7)… 
§ 116. (1) bis (4)… § 116. (1) bis (4)… 



  16 von 18 

 

(5) Die Fahrschullehrerberechtigung ist zu entziehen, wenn die 
Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr gegeben sind; dies gilt jedoch 
nicht bei der Entziehung der Lenkberechtigung wegen eines körperlichen 
Gebrechens. 

(5) Die Fahrschullehrerberechtigung ist zu entziehen, wenn die 
Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr gegeben sind; dies gilt jedoch 
nicht bei der Entziehung der Lenkberechtigung wegen mangelnder 
gesundheitlicher Eignung. 

(6) bis (7)… (6) bis (7)… 
§ 119. (1)… § 119. (1)… 
(2) Das Abhalten von Fahrkursen außerhalb des Sitzes der Anstalt ist nur in 

einer anderen land- und forstwirtschaftlichen Lehr- oder Versuchsanstalt und nur 
für die Schüler dieser Anstalt zulässig. Hiefür ist die Bewilligung der 
Bezirksverwaltungsbehörde erforderlich, in deren örtlichem Wirkungsbereich der 
Fahrkurs abgehalten werden soll; diese Bewilligung gilt jeweils nur für einen 
Fahrkurs. 

 

(3) bis (5)… (3) bis (5)… 
§ 122. (1) bis (6)… § 122. (1) bis (6)… 
(7) Der Begleiter hat dafür zu sorgen, dass bei Übungsfahrten vorne und 

hinten am Fahrzeug eine Tafel mit dem Buchstaben „L“ in vollständig sichtbarer 
und gut lesbarer und unverwischbarer weißer Schrift auf blauem Grund sowie 
eine Tafel mit der vollständig sichtbaren und dauernd gut lesbaren und 
unverwischbaren Aufschrift „Übungsfahrt“ angebracht ist. 

(7) Der Begleiter hat dafür zu sorgen, dass bei Übungsfahrten vorne und 
hinten am Fahrzeug eine Tafel mit dem Buchstaben „L“ in vollständig sichtbarer 
und gut lesbarer und unverwischbarer weißer Schrift auf blauem Grund sowie 
eine Tafel mit der vollständig sichtbaren und dauernd gut lesbaren und 
unverwischbaren Aufschrift „Übungsfahrt“ angebracht ist. Wahlweise ist es auch 
zulässig, das bei Übungsfahrten verwendete Kraftfahrzeug mit einer Tafel für 
Ausbildungsfahrten gemäß § 19 Abs. 2 FSG zu kennzeichnen. 

(8)… (8)… 
§ 134. (1) bis (7)… § 134. (1) bis (7)… 

 (8) In § 98a angeführte Radar- oder Laserblocker oder deren 
Gerätekomponenten, die an oder in Fahrzeugen entdeckt werden, sind für 
verfallen zu erklären. 

§ 134a. (1)… § 134a. (1)… 
(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 

verwiesen wird, ist dies ein Verweis auf die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zur 
Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates 
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates, ABl. 
Nr. L 102 vom 11. April 2006, S. 1. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 
verwiesen wird, ist dies ein Verweis auf die Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zur 
Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates 
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates, ABl. 
Nr. L 102 vom 11. April 2006, S. 1, in ihrer jeweils geltenden Fassung. 



  17 von 18 

 

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 
verwiesen wird, ist dies ein Verweis auf die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 über 
Fahrtenschreiber im Straßenverkehr, ABl. Nr. L 60 vom 28. Februar 2014, S 1. 
Im Hinblick auf die Übergangsmaßnahmen des Art. 46 der Verordnung (EU) 
Nr. 165/2014 und die Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 gilt 
Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 als Anhang IB der Verordnung 
(EU) Nr. 165/2014. 

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 
verwiesen wird, ist dies ein Verweis auf die Verordnung (EU) Nr. 165/2014 über 
Fahrtenschreiber im Straßenverkehr, ABl. Nr. L 60 vom 28. Februar 2014, S 1, in 
ihrer jeweils geltenden Fassung. Im Hinblick auf die Übergangsmaßnahmen des 
Art. 46 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 und die Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3821/85 gilt Anhang IB der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 als 
Anhang IB der Verordnung (EU) Nr. 165/2014. 

§ 135. (38)… § 135. (38)… 
 (39) Für das In- und Außerkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx 

gilt Folgendes: 
  1. § 2 Z 45 lit. b, § 4 Abs. 7a, § 6 Abs. 5, § 11 Abs. 6 und 9, § 20 Abs. 1 Z 4 

lit. d und k, § 24 Abs. 4, § 27 Abs. 2, § 30 Abs. 5, § 31 Abs. 8, § 40 
Abs. 1, § 48 Abs. 1a, § 49 Abs. 4 letzter Satz, § 49 Abs. 5b, § 53, § 54 
Abs. 1, § 82 Abs. 4a, § 96 Abs. 1, § 97 Abs. 3, § 98a Abs. 3 und 4, § 99 
Abs. 6, § 102 Abs. 3 und 4, § 102c, § 109 Abs. 1 lit. g und h, § 112 Abs. 1 
und 3, § 114 Abs. 1a und 3, § 116 Abs. 5, § 122 Abs. 7, § 134 Abs. 8, 
§ 134a Abs. 2 und 3 und § 136 Abs. 3b jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft; zugleich treten 
§ 102 Abs. 12 lit. e, § 119 Abs. 2 und § 136 Abs. 3a außer Kraft; 

  2. § 102 Abs. 1a und § 102a Abs. 4 jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft; 

  3. § 49 Abs. 4 fünfter Satz, § 57c Abs. 4b und 4d jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx treten mit 12. April 2021 in Kraft. 

§ 136. (1) bis (3)… § 136. (1) bis (3)… 
(3a) Mit der Vollziehung des § 11 Abs. 3 bis 9, des § 26a Abs. 2 lit. c und des 

§ 134 Abs. 6 ist der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft betraut; er hat hiebei – außer bei Erlassung einer Verordnung 
gemäß § 11 Abs. 9 – das Einvernehmen mit den Bundesministern für Gesundheit, 
Familie und Jugend, für Wirtschaft und Arbeit sowie für Verkehr, Innovation und 
Technologie herzustellen. 

 

(3b) Mit der Vollziehung des § 40 Abs. 5a, § 47 Abs. 4 und § 47a ist der 
Bundesminister für Inneres betraut; er hat hiebei das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie herzustellen. 

(3b) Mit der Vollziehung des § 40 Abs. 5a, § 47 Abs. 4, § 47a und § 48 
Abs. 1a ist der Bundesminister für Inneres betraut; er hat hiebei das 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie herzustellen. 
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